
 

 

 

Abteilung für Finanzen, Personal, Wirtschaftsförderung und Koordination  30.11.2023 

BzBmRS Telefon: 4283 

Bezirksamtsvorlage zur Beschlussfassung 

für die Sitzung des Bezirksamtes am 12.12.2023 

1 Gegenstand der Vorlage 

Stopp: Wir wollen Gewalt gegen Queers effektiv bekämpfen 

Beschluss der BVV vom 12.07.2023 

Drucksache Nr. 0734/XXI 

2 Berichterstatter_in 

Bezirksbürgermeister Jörn Oltmann 

3 Beschluss 

Das Bezirksamt beschließt, die beiliegende Mitteilung zur Kenntnisnahme an die BVV 

Tempelhof-Schöneberg weiterzuleiten  

4 Begründung 

Ist der Anlage zu entnehmen 

5 Rechtsgrundlage 

§ 36 BezVG 

6 Auswirkungen auf die Gleichstellung der Geschlechter 

Keine 

7 Haushaltsmäßige / Personalwirtschaftliche Auswirkungen 

Keine 
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8 Mitzeichnung 

Keine 

 

Jörn Oltmann 

Bezirksbürgermeister 

 

Anlagen 

Mitteilung zur Kenntnisnahme  
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Drucksachen der Bezirksverordnetenversammlung Tempelhof-Schöneberg von Berlin 

- XXI. Wahlperiode – 

Drucksache Nr. 0734/XXI 

Mitteilung zur Kenntnisnahme  

des Bezirksamtes Tempelhof-Schöneberg von Berlin  

über den Beschluss der BVV vom 12.07.2023 Drucksache Nr. 0734/XXI 

Die BVV fasste auf ihrer Sitzung am 12.07.2023  folgenden Beschluss:  

Die Bezirksverordnetenversammlung empfiehlt dem Bezirksamt, sich bei den 

zuständigen Stellen dafür einzusetzen, dass der Datenabgleich zwischen bezirklichen 

Stellen und der Polizei bezüglich queerfeindlicher Straftaten wieder ermöglicht wird.    

Das Bezirksamt teilt hierzu mit der Bitte um Kenntnisnahme mit: 

Das Bezirksamt hat sich in einem offiziellen Schreiben an die Senatorin für Inneres und 

Sport gewandt, um einerseits für eine baldige Einsetzung eines Runden Tisch Gewalt 

gegen queere Menschen zu appellieren, aber auch um den dringend notwendigen 

Datenaustausch zwischen Registerstellen und Polizei einzufordern. 

 

In Ihrer Antwort hat Frau Senatorin Spranger zugesichert, dass die Senatsverwaltung 

für Justiz und Verbraucherschutz bereits an der Beseitigung der Hindernisse für den 

Datenaustausch arbeitet. Mit Schreiben vom 6.11.2023 teilte Frau Senatorin Spranger 

dem Bezirksamt mit:  

"Hinsichtliche des Datenabgleichs zwischen den zivilgesellschaftlichen Organisationen 

und der Polizei Berlin möchte ich an dieser Stelle nochmals betonen, dass zwischen 

allen Beteiligten Einigkeit darin besteht, dass dieser in der Vergangenheit wertvolle 

Erkenntnisse insbesordere auch für die Ausrichtung der Präventionsarbeit erbracht hat. 

Mit hohem Aufwand wurde daher zunächst in meinem Haus und in der Folge 

federführend durch die Senatsverwaltung für Justiz und Verbraucherschutz an einer 

Lösung der bestehenden rechtlichen Hindernisse gearbeitet. Im Ergebnis ergaben die 

umfangreichen rechtlichen Prüfungen, dass ohne eine Änderung der 

Strafprozessordnung eine datenschutzkonforme Übermittlung von Daten aus 

Strafermittlungsverfahren nach derzeitigem Sachstand nicht möglich ist. Eine 

abschließende Bewertung liegt uns aber noch nicht vor."          
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Die Senatsverwaltung für Arbeit, Soziales, Gleichstellung, Integration, Vielfalt und 

Antidiskriminierung ist federführend zuständig einen Runden Tisch Gewalt gegen 

queere Menschen einzurichten.    

Wir bitten damit, die Drucksache als erledigt anzusehen.  

Berlin Tempelhof-Schöneberg, den     .11.2023

Jörn Oltmann 

Bezirksbürgermeister 

 

 


